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Das Bildungspaket der Bundesregierung unterstützt gezielt Kinder und Jugendliche, deren 
Eltern Arbeitslosengeld II oder Sozialgeld, Sozialhilfe, Kinderzuschlag nach dem Bundeskin-
dergeldgesetz, Wohngeld oder Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz beziehen 
und eröffnet ihnen so bessere Lebens- und Entwicklungschancen. 
Zu den Leistungen für Bildung und Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der Ge-
meinschaft zählt u. a. auch eine angemessene Lernförderung, die die bereits vorhandenen 
schulischen Angebote ergänzt. 
 
Wer bekommt diese Leistungen? 
 

• Schülerinnen und Schüler, die eine allgemein- oder berufsbildende Schule besu-
chen und jünger als 25 Jahre sind. 

• Schüler, die eine Ausbildungsvergütung erhalten, sind von der Leistung ausgeschlos-
sen. 

 
Was kann übernommen werden? 
 
Mit der außerschulischen Lernförderung werden im Ausnahmefall die von den Schulen und 
schulnahen Trägern (z. B. Fördervereine) organisierten Förderangebote ergänzt. Diese in 
der Regel kostenfreien Angebote sind vorrangig zu nutzen. Nur wenn das Erreichen des 
Klassenziels (Versetzung in die nächste Klassenstufe oder ein ausreichendes Leistungsni-
veau) gefährdet ist und eine Verbesserung nur mit Hilfe einer außerschulischen Lernförde-
rung kurzfristig erreicht werden kann, kommt diese Leistung in Betracht. 
 
Für das Erreichen einer besseren Schulartenempfehlung (z. B. Übertritt in ein Gymnasium), 
die Verbesserung des Notenschnitts oder eine bloße Verbesserung um Notenstufen kann 
keine außerschulische Lernförderung gewährt werden. 
 
Wenn eine außerschulische Lernförderung notwendig ist, werden die entstehenden Kosten 
hierfür übernommen. 
 
Wie erhält man die Leistung? 
 
Die Leistung auf angemessene, ergänzende Lernförderung müssen Sie für jedes Kind ge-
sondert beantragen. 
 
Die Leistungen werden in Form von personalisierten Gutscheinen oder Direktzahlungen an 
den Anbieter erbracht.  
 
Mit der Antragstellung erhalten Sie einen Vordruck, in dem Sie sich von der Schule die Not-
wendigkeit der Lernförderung in bestimmten Fächern bestätigen lassen. Diese Bestätigung 
erfordert neben Angaben zu dem Fach, in dem der Bedarf besteht, auch Angaben über den 
Zeitraum, in dem die Schwächen aller Voraussicht nach mittels gezielter Lernförderung be-
seitigt werden können. Zusätzlich ist eine Einschätzung erforderlich, dass das Erreichen des 



Klassenziels gefährdet ist und die Gefährdung durch die vom Fachlehrer empfohlene Lern-
förderung voraussichtlich behoben werden kann. Aufgrund dieser Einschätzung entscheiden 
wir über die Gewährung eines Gutscheins / die Direktzahlung für geeignete Lernförderung. 
Bitte beachten Sie, dass die Auswahl des Anbieters der Lernförderung aus leistungsrechtli-
chen Gründen (z. B. Prüfung der Hilfebedürftigkeit) immer in Absprache mit dem Landrats-
amt Oberallgäu erfolgen muss. 
 
 
Welche Unterlagen sind vorzulegen? 
 
Neben dem Antrag: 
 
Aktuelle Bewilligungsbescheide über  
 

• Arbeitslosengeld II oder Sozialgeld vom Jobcenter oder 
• Kinderzuschlag von der Familienkasse oder 
• Wohngeld von der Wohngeldbehörde oder 
• Hilfe zum Lebensunterhalt von der Sozialhilfeverwaltung oder 
• Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 

 
und 
 

• Schulbestätigung Lernförderung. 


